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Vorwort Vorwort   
 

Vorwort 
 
 

Der vorliegende Band bietet eine prüfungsorientierte Einführung in das baden-
württembergische Kommunalrecht, Polizeirecht und Baurecht. Diese Rechtsgebie-
te zählen zu den Kernbestandteilen des Besonderen Verwaltungsrechts und sind 
Pflichtstoff für die juristischen Examina. Die drei Kapitel basieren jeweils auf un- 
seren Vorlesungen. Für die vierte Auflage wurden Gesetzgebung, Literatur und 
Rechtsprechung bis März 2022 berücksichtigt. Die am 17. Januar 2021 in Kraft ge-
tretene Neufassung des Polizeigesetzes vom 6. Oktober 2020 (GBl. S. 735, ber. 
S. 1092) hat eine eingehende Überarbeitung des Kapitels Polizeirechts erfordert. 
Das Polizeigesetz ist u. a. um spezielle neue Ermächtigungsgrundlagen für – exa-
mensrelevante – Einzeleingriffe ergänzt worden (z. B. Gefährderansprache, Gefähr-
deranschreiben und Gefährdetenansprache). 

Die Darstellung beschränkt sich auf das zentrale Wissen für Studium und Exa-
men. Zahlreiche Beispiele, Aufbauvorschläge, Klausurtipps und Vertiefungshinweise 
sollen den Leserinnen und Lesern helfen, die prüfungsrelevanten Kenntnisse und 
Fertigkeiten zu erlangen. Das Buch richtet sich an Studierende der Rechtswissen-
schaft an den Universitäten, an Rechtsreferendare und an Studierende der Hoch-
schulen für öffentliche Verwaltung des Landes. Dabei dient es gleichermaßen zur 
Begleitung der Vorlesungen und Arbeitsgemeinschaften wie zur Vorbereitung auf 
die Klausuren und Prüfungen. 

Für Kritik und Anregungen sind wir weiterhin dankbar. 
 

Bochum, Konstanz und Tübingen, im Mai 2022        Jörg Ennuschat 
 Martin Ibler 
 Barbara Remmert 
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